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Neufassung des Gesellschaftsvertrags der AWG 

 

§  1  Firma und Sitz 

1. Die Gesellschaft ist eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung. Die Firma der  

Gesellschaft lautet: AWG Abfallwirtschaft Landkreis Calw GmbH. 

2. Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Nagold. 

 

§  2  Gegenstand des Unternehmens 

1. Gegenstand der Gesellschaft ist die Abholung, die Annahme, der Transport, die 

Be- und Verarbeitung sowie die Verwertung von Abfällen und Abfallstoffen jegli-

cher Art und jeglicher Herkunft sowie alle damit in Zusammenhang stehenden 

Geschäfte und Dienstleistungen einschließlich der Vermarktung von aus Abfällen 

gewonnenen regenerativen Energieträgern im Rahmen der kommunalen Aufga-

benerfüllung. Für Leistungen im Zusammenhang mit Abfällen aus privaten Haus-

haltungen werden die vorstehenden Unternehmensgegenstände im Auftrag des 

Landkreises Calw erfüllt. 

2. Die Gesellschaft kann alle Geschäfte betreiben, die dem Gesellschaftszweck un-

mittelbar oder mittelbar zu dienen geeignet sind. Sie kann Zweigniederlassungen 

errichten, Tochtergesellschaften gründen und sich an gleichartigen Unternehmen 

beteiligen. 

 

§  3  Stammkapital, Stammeinlagen 

1. Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt EUR 200.000,00 (i. W.: Euro zweihun-

derttausend). 

2. Es ist ein Geschäftsanteil mit einer Stammeinlage in Höhe des Stammkapitals ge-

bildet, der vom Landkreis Calw gezeichnet ist. 

 

§  4  Geschäftsjahr, Dauer der Gesellschaft 

1. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

2. Die Gesellschaft wird auf unbestimmte Zeit errichtet. 

Anlage 3 zu 2018/550 
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§  5  Organe der Gesellschaft 

Die Organe der Gesellschaft sind: 

a) die Gesellschafterversammlung, 

b) der Aufsichtsrat, 

c) die Geschäftsführung. 

 

§  6  Zuständigkeit der Gesellschafterversammlung 

Die Gesellschafterversammlung ist zuständig für folgende Angelegenheiten: 

a) Änderung und Ergänzung des Gesellschaftsvertrags; 

b) Maßnahmen zur Kapitalerhöhung und –herabsetzung; 

c) Bestellung und Abberufung des Aufsichtsrates und den Stellvertretern; 

d) Festlegung und Änderung der strategischen und wirtschaftlichen Ausrichtung der 

Gesellschaft; 

e) Feststellung des Jahresabschlusses und Verwendung des Ergebnisses;  

f) Bestellung des Abschlussprüfers; 

g) Entlastung des Aufsichtsrates; 

h) Festlegung des Auslagenersatzes und der Entschädigung für die Mitglieder des 

Aufsichtsrates; 

i) Abschluss und Änderung von Unternehmensverträgen im Sinne der §§ 291 und 

292 Abs. 1 des Aktiengesetzes; 

j) die Genehmigung der Entwurfsplanung und der Kostenberechnung von Investitio-

nen mit einem Volumen von mehr als 2 Mio. EUR; 

k) Übernahme neuer Aufgaben von besonderer Bedeutung im Rahmen des Unter-

nehmensgegenstandes; 

l) Errichtung, Erwerb und Veräußerung von Unternehmen sowie Beteiligung an Un-

ternehmen, sofern dies im Verhältnis zum Geschäftsumfang der Gesellschaft we-

sentlich ist; 

m) Geltendmachung von Ersatzansprüchen gegenüber Mitgliedern des Aufsichtsrates; 

n) Auflösung der Gesellschaft; 

o) Bestellung und Abberufung der Liquidatoren. 
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§  7  Ablauf der Gesellschafterversammlung 

1. Die Gesellschafterversammlung besteht aus dem gesetzlichen Vertreter des Land-

kreises Calw. 

2. Jährlich findet mindestens eine ordentliche Gesellschafterversammlung statt. Weite-

re Gesellschafterversammlungen sind in den durch das Gesetz bestimmten Fällen 

sowie dann einzuberufen, wenn das Wohl der Gesellschaft dies erfordert. 

3. Die Gesellschafterversammlung wird durch den Geschäftsführer einberufen. Die 

Einberufung erfolgt schriftlich mittels einfachem Brief mit einer Frist von zwei Wo-

chen unter Angabe von Ort, Tag, Zeit und Tagesordnung. 

4. Über die Gesellschafterversammlung ist eine Niederschrift anzufertigen, die der 

Gesellschafter und der Schriftführer zu unterzeichnen haben. In der Niederschrift 

sind der Ort und der Tag der Sitzung, die Teilnehmer, die Gegenstände der Ta-

gesordnung, der wesentliche Inhalt der Versammlung und die Beschlüsse der Ge-

sellschafterversammlung anzugeben. Dem Alleingesellschafter Landkreis Calw ist 

eine Abschrift der Sitzungsniederschrift auszuhändigen. Diese ist vertraulich zu be-

handeln. 

 

§  8  Zusammensetzung des Aufsichtsrats 

1. Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat. Dieser setzt sich aus dem Landrat des 

Landkreises Calw und den Mitgliedern des Umweltausschusses des Kreistages, be-

ziehungsweise deren Stellvertretern im Verhinderungsfall, zusammen. 

2. Der Landrat ist Vorsitzender des Aufsichtsrats. Die drei stellvertretenden Vorsitzen-

den werden aus der Mitte des Aufsichtsrats gewählt. 

3. Die Mitglieder des vom Kreistag entsandten Aufsichtsrates werden durch die Ge-

sellschafterversammlung bestellt. 

4. Die Amtszeit der vom Kreistag entsandten Aufsichtsratsmitglieder entspricht der 

Wahlperiode des Kreistages. Deren Amtszeit endet spätestens mit der konstituie-

renden Sitzung des neuen Kreistages. Eine wiederholte Bestellung von Aufsichts-

ratsmitgliedern ist zulässig. 

5. Die Amtszeit von Mitgliedern des Aufsichtsrats endet mit deren Ausscheiden aus 

dem Umweltausschuss des Kreistags oder der Verwaltung des Landkreises. Schei-

det ein Mitglied des Aufsichtsrats während der Amtszeit aus, so ist für die restliche 
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Dauer der Amtszeit eine neue Person zu bestellen. Bei der Bestellung der Aufsichts-

räte können auch für das jeweilige Mitglied ein stellvertretendes Aufsichtsratsmit-

glied, welches das Mitglied des Aufsichtsrats im Falle der sonstigen Verhinderung 

vertritt, bestellt werden. 

6. Die Geschäftsführung nimmt an den Sitzungen des Aufsichtsrats beratend teil, so-

fern der Aufsichtsrat im Einzelfall nichts anderes beschließt. 

 

§  9  Zuständigkeit des Aufsichtsrats 

1. Dem Aufsichtsrat obliegt die Beratung und Überwachung der Geschäftsführung. 

2. Der Aufsichtsrat beschließt über: 

a) die Bestellung und Abberufung der Geschäftsführer; 

b) die Bestellung und die Abberufung von Prokuristen und Handlungsbevollmäch-

tigten im Einvernehmen mit der Geschäftsführung; 

c) den Wirtschaftsplan (Erfolgs- und Vermögensplan, Stellenübersicht sowie mittel-

fristiger Finanzplanung); 

d) die Entlastung der Geschäftsführung; 

e) die Geltendmachung von Ersatzansprüchen gegenüber der Geschäftsführung; 

f) die Geschäftsordnung für die Geschäftsführung; 

g) Vorlagen für Beschlüsse der Gesellschafterversammlung und gibt eine Be-

schlussempfehlung ab. Davon ausgenommen ist die Beschlussempfehlung zur 

Entlastung des Aufsichtsrats; 

h) die Ausübung des Stimmrechts der Gesellschaft aus Beteiligungen, soweit es 

sich nicht um laufende Geschäfte handelt; 

i) die Genehmigung der Entwurfsplanung und der Kostenberechnung von Investi-

tionen mit einem Volumen von mehr als 1 Mio. EUR und bis zu 2 Mio. EUR; 

j) die Niederschlagung und den Erlass von Forderungen sowie der Verzicht auf 

sonstige Ansprüche der Gesellschaft von mehr als 50.000 EUR im Einzelfall; 

k) die Führung von Rechtsstreitigkeiten, wenn im Einzelfall der Streitwert von 

50.000 EUR überschritten wird; 

l) die Bestellung von Sicherheiten, Übernahme von Bürgschaften und Verpflich-

tungen aus Gewährverträgen sowie den Abschluss von wirtschaftlich gleich-

kommenden Rechtsgeschäften ab einem Betrag von 50.000 EUR; 
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m) Abschluss und Kündigung von Miet-, Pacht-, Leasing-, Architekten-, Ingenieur- 

und sonstigen Honorarverträgen ab einer jährlichen Vertragssumme von mehr 

als 100.000 EUR, soweit nicht im Wirtschaftsplan enthalten. 

 

§  10  Sitzungen und Beschlussfähigkeit des Aufsichtsrats 

1. Der Aufsichtsrat ist einzuberufen, wenn es die Geschäfte erfordern oder wenn es 

von der Geschäftsführung oder mindestens vier Aufsichtsratsmitgliedern beantragt 

wird, mindestens jedoch zweimal jährlich. Die Einberufung erfolgt durch den Vor-

sitzenden schriftlich beziehungsweise in elektronischer Form unter Mitteilung von 

Ort, Zeit und der Tagesordnung mit einer Frist von mindestens einer Woche; in 

dringenden Fällen kann eine andere Form oder eine kürzere Frist gewählt werden. 

2. Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß ge-

laden und mehr als die Hälfte der Mitglieder, darunter der Vorsitzende oder einer 

seiner Stellvertreter, anwesend sind. Ist der Aufsichtsrat hiernach nicht beschlussfä-

hig, so kann binnen einer Woche unter Beachtung der Formvorschriften gemäß 

Abs. 1 eine neue Sitzung mit derselben Tagesordnung einberufen werden, in der 

der Aufsichtsrat unabhängig von der Zahl der erschienenen Mitglieder beschluss-

fähig ist; hierauf ist in der Einladung hinzuweisen. 

3. Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in Sitzungen gefasst. Beschlussfassung durch 

schriftliche oder fernschriftliche Stimmabgabe oder Stimmabgabe im Weg der 

elektronischen Medien (Umlaufverfahren) ist zulässig, wenn kein Mitglied des Auf-

sichtsrats diesem Verfahren innerhalb einer Frist von einer Woche nach Einberu-

fung widerspricht. In dringenden Fällen, deren Erledigung auch nicht bis zu einer 

ohne First und formlos einberufenen Aufsichtsratssitzung aufgeschoben werden 

kann, kann der Vorsitzende des Aufsichtsrats selbständig handeln; die Gründe für 

die Eilentscheidung und die Art der Erledigung sind dem Aufsichtsrat unverzüglich 

mitzuteilen. 

4. Beschlüsse des Aufsichtsrats werden mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen 

gefasst. Bei Stimmgleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. Stimmenthaltungen gel-

ten als nicht abgegebene Stimmen. 
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5. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats, bei dessen Verhinderung einer seiner Stellvertre-

ter, ist ermächtigt, Willenserklärungen des Aufsichtsrats abzugeben und für den 

Aufsichtsrat entgegenzunehmen. 

6. Über die Sitzungen des Aufsichtsrats ist eine Niederschrift anzufertigen, die der 

Vorsitzende und der Schriftführer zu unterzeichnen haben. In der Niederschrift sind 

der Ort und der Tag der Sitzung, die Teilnehmer, die Gegenstände der Tagesord-

nung, der wesentliche Inhalt der Verhandlungen und die Beschlüsse des Aufsichts-

rats anzugeben. Jedem Mitglied des Aufsichtsrats ist eine Abschrift der Sitzungsnie-

derschrift auszuhändigen. Diese ist vertraulich zu behandeln. 

7. Der Aufsichtsrat kann sich eine Geschäftsordnung geben. 

 

§  11  Geschäftsführung 

1. Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschäftsführer. Sie werden vom Auf-

sichtsrat für die Dauer von höchstens fünf Jahre bestellt. Die wiederholte Bestellung 

ist zulässig. Sie bedarf eines erneuten Aufsichtsratsbeschlusses, der in der Regel 

frühestens ein Jahr vor Ablauf der bisherigen Amtszeit gefasst werden kann. 

2. Die Geschäftsführung führt die Geschäfte der Gesellschaft sorgfältig und gewis-

senhaft nach Maßgabe der Gesetze und dieses Gesellschaftsvertrags. Ihr obliegen 

insbesondere alle laufenden Entscheidungen und Maßnahmen, die erforderlich 

sind, um die Unternehmensziele zu erreichen. 

 

3. Die Geschäftsführung ist verpflichtet dem Aufsichtsrat rechtzeitig vor Beginn eines 

neuen Geschäftsjahres in sinngemäßer Anwendung der für Eigenbetriebe gelten-

den Vorschriften für jedes Wirtschaftsjahr einen Wirtschaftsplan (Erfolgs- und Ver-

mögensplan sowie Stellenübersicht) vorzulegen; der Wirtschaftsführung ist eine 

fünfjährige Finanzplanung zu Grunde zu legen.  

4. Die Geschäftsführung ist entsprechend § 90 Abs. 1 Nr. 1, 3 und 4 des Aktiengeset-

zes verpflichtet, dem Aufsichtsrat zu berichten über 

a) die beabsichtigte Geschäftspolitik und andere grundsätzliche Fragen der Unter-

nehmensplanung; 

b) den Gang der Geschäfte, insbesondere den Umsatz, das voraussichtliche Er-

gebnis und die Lage der Gesellschaft; 



Stand: 17.08.2018  Seite 7 | 9 

c) die Geschäfte, die für die Rentabilität oder Liquidität der Gesellschaft von er-

heblicher Bedeutung sein können. Außerdem ist dem Vorsitzenden des Aufsichts-

rats aus sonstigen wichtigen Anlässen zu berichten. 

5. Zeitpunkt und Häufigkeit der Berichterstattung bestimmen sich in entsprechender 

Anwendung der § 90 Abs. 2 des Aktiengesetzes. 

6. Die Vorbereitung und Umsetzung von Beschlüssen des Aufsichtsrats und der Ge-

sellschafterversammlung obliegen der Geschäftsführung. Der Aufsichtsrat kann ei-

ne Geschäftsordnung für die Geschäftsführung erlassen. 

7. Die Geschäftsführung hat dem Landkreis Calw den Wirtschaftsplan und die Fi-

nanzplanung des Unternehmens, den Jahresabschluss und den Lagebericht sowie 

den Prüfungsbericht des Abschlussprüfers zu übersenden. Ebenso hat die Ge-

schäftsführung dem Landkreis Calw die für die Aufstellung des Gesamtabschlusses 

(§ 95 a GemO) erforderlichen Unterlagen und Auskünfte zu dem von diesem be-

stimmten Zeitpunkt einzureichen. 

 

§  12  Vertretung 

1. Ist nur ein Geschäftsführer bestellt, so vertritt dieser die Gesellschaft allein. Sind 

mehrere Geschäftsführer bestellt, so wird die Gesellschaft durch zwei Geschäftsfüh-

rer gemeinschaftlich oder durch einen Geschäftsführer mit einem Prokuristen ver-

treten. 

2. Durch Beschluss des Aufsichtsrats kann den Geschäftsführern oder einzelnen von 

Ihnen die Befugnis zur Alleinvertretung gewährt werden. 

3. Durch einen Beschluss des Aufsichtsrates kann die Geschäftsführung von den Be-

schränkungen des § 181 BGB befreit werden. 

 

§  13  Jahresabschluss 

1. Die Geschäftsführung hat innerhalb der ersten drei Monate eines Geschäftsjahres 

für das abgelaufene Geschäftsjahr einen Jahresabschluss und einen Lagebericht 

aufzustellen. Jahresabschluss und Lagebericht sind in entsprechender Anwendung 

der Vorschriften des Dritten Buchs des Handelsgesetzbuchs für große Kapitalgesell-

schaften zu erstellen und in entsprechender Anwendung dieser Vorschriften von ei-

nem Wirtschaftsprüfer zu prüfen. 
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2. Der Wirtschaftsprüfer hat außerdem die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung 

zu prüfen und in seinem Bericht darzustellen    

a) die Entwicklung der Vermögens- und Ertragslage sowie die Liquidität und Ren-

tabilität der Gesellschaft;    

b) verlustbringende Geschäfte und die Ursachen der Verluste, wenn diese Ge-

schäfte und die Ursachen für die Vermögens- und Ertragslage von Bedeutung 

waren und    

c) die Ursachen eines in der Gewinn- und Verlustrechnung ausgewiesenen Jahres-

fehlbetrages. 

3. Die Geschäftsführung hat dem Landkreis Calw den Jahresabschluss, den mit dem 

Prüfungsvermerk versehenen Bericht des Abschlussprüfers, den Lagebericht sowie 

den Vorschlag des Aufsichtsrats zur Feststellung und zur Beschlussfassung über die 

Behandlung des Ergebnisses spätestens zum 31. Juli eines jeden Jahres vorzule-

gen. 

4. Dem Landkreis wird das Recht eingeräumt, alle Unterlagen und Auskünfte zu ver-

langen, die für die Aufstellung des Gesamtabschlusses nach § 95a der Gemeinde-

ordnung für Baden-Württemberg in Verbindung mit § 48 Landkreisordnung für 

Baden-Württemberg erforderlich sind (konsolidierter Gesamtabschluss). 

 

 

§  14  Verschwiegenheitspflicht 

Die Mitglieder des Aufsichtsrates haben über vertrauliche Angaben und Geheimnisse 

der Gesellschaft, namentlich Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, die ihnen durch ihre 

Tätigkeit im Aufsichtsrat bekannt werden, Stillschweigen zu bewahren. §§ 394 und 

395 des Aktiengesetzes sind entsprechend anzuwenden. 

 

§  15  Haushaltsrechtliche Prüfung 

Für die Prüfung der Betätigung des Landkreises bei der Gesellschaft werden der 

Kommunalaufsicht und der für die überörtliche Prüfung zuständigen Prüfungsbehörde 

die in § 54 des Haushaltsgrundsätzegesetzes vorgesehenen Befugnisse eingeräumt.  
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Der für die überörtliche Prüfung zuständigen Prüfungsbehörde wird außerdem das 

Recht zur Prüfung der Haushalts- und Wirtschaftsführung nach Maßgabe des § 114 

Abs. 1 der Gemeindeordnung eingeräumt. 

 

§  16  Bekanntmachungen 

Die Bekanntmachungen der Gesellschaft werden im Bekanntmachungsblatt des Ge-

sellschafters und soweit gesetzlich vorgeschrieben im elektronischen Bundesanzeiger 

veröffentlicht. 

 

§  17  Schlussbestimmungen 

1. Sollte eine Bestimmung dieses Gesellschaftsvertrages unwirksam sein, so wird 

dadurch die Gültigkeit der übrigen Regelungen der Satzung nicht berührt. Das 

gleiche gilt, falls sich in der Satzung eine Lücke herausstellen sollte. Anstelle der 

unwirksamen Bestimmung oder zur Ausfüllung der Lücke wird der Gesellschafter 

eine wirksame Regelung treffen, die in rechtlicher Weise dem am Nächsten kommt, 

was gewollt war oder der Gesellschafter gewollt hätte, wenn er bei der Aufstellung 

des Gesellschaftsvertrages diesen Punkt bedacht hätte. 

2. Dieser Gesellschaftsvertrag tritt zum 01.01.2019 in Kraft.  


